
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Bauen, Liegenschaften, Verkehr 
und Friedhofswesen und des Haupt-, Finanz-, Dorf- und 
Wirtschaftsentwicklungsausschusses der Ortsgemeinde Undenheim 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 19.02.2026 
 
in Undenheim, Goldbach Halle Undenheim, Alzeyer Straße 33 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 21:00 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Hans-Thomas Zimmerer Ortsbürgermeister   
Holger Kröhler 3. Beigeordneter, Ausschussmitglied 

und Schriftführung 
  

Rolf Bernhardt Ausschussmitglied   
Katharina Arndt Ausschussmitglied   
Heiko Krebs Ausschussmitglied   
Werner Held Ausschussmitglied 

in Vertretung von Manz, Gunther 
  

Stefan Sutter Ausschussmitglied   
Peter Dietz Ausschussmitglied   
Dietmar Albert Ausschussmitglied   
Marc Curschmann Ausschussmitglied   
Helmut Best Ausschussmitglied   
Rowina Weismantel-Nagel Ausschussmitglied   
Marcus Becker Ausschussmitglied   

 
Entschuldigt: 
Bert Wrobel Ausschussmitglied   

 
Vertreten: 
Gunther Manz Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Held, Werner 
  

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Entschuldigt: 
Frank Noll 1. Beigeordneter   
Andreas Kup 2. Beigeordneter   
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Die Mitglieder des Ausschusses für Bauen, Liegenschaften, Verkehr und Friedhofswesen und 
des Haupt-, Finanz-, Dorf- und Wirtschaftsentwicklungsausschuss der Ortsgemeinde 
Undenheim sind mit der Einladung vom 12.02.2026 auf Donnerstag, 19.02.2026, 19:00 Uhr, 
unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung 
waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Die Ausschüsse sind nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung wurde folgender Änderungswunsch zur Tagesordnung durch 
die Verwaltung beantragt. Den Punkt 7 der Tagesordnung zu streichen. Dem wurde von 
beiden Ausschüssen einstimmig zugestimmt. 
 
Punkt 5 wurde abgesetzt 
 
Punkt 9 wurde in den n.ö:Teil unter Punkt 1 verschoben.  
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Bauleitplanung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz/ 3. Änderung des 

Flächennutzungsplanes 2030 (Jordan's Untermühle);  
Frist: 13.03.2026  
Hier: Beteiligung der Gemeinden, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange an 
der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0008) 
 

2. Ortsgemeinde Undenheim; Bauleitplanung der Ortsgemeinde Köngernheim; 
Bebauungsplan: Jordan's Untermühle - Nordteil 
Frist: 13.03.2026 
Hier: Beteiligung der Gemeinde, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange an 
der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0009) 
 

3. Bebauungsplan "Am Spess, 5. BA" 
A) Billigung des Vorentwurfs (Stand: Dezember/Januar 2025/2026) 
B) Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB sowie der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0006) 
 

4. Sachstand zur Sanierung der festgestellten Mängel an den Urnenstelen-Fundamenten auf 
dem Friedhof Undenheim 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0012-1) 
 

5. Nutzungsvereinbarungen über die Nutzung von Räumen der alten Umkleide des VFR 
Undenheim 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0013) 
 

6. Variantenentscheid Gestaltung Georg-Wiegand-Will-Platz 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0010) 
 

7. Vollzug des Landesstraßengesetzes für Rheinland-Pfalz (LStrG); 
Hier: Entwidmung von Gemeindestraßen nach § 36 LStrG; Konkret: Flur 1, Nr. 222/4 und 
Teilfl. 221/2 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0007) 
 

8. Undenheim-Mischgebiet südl. Schott - Ausschreibung und Vergabe der Tiefbauarbeiten 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0005) 
 

9. Mitteilungen 
 

10. Anfragen 
 

Nach dem nichtöffentlichen Teil  
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 

 
 



Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Bauen, Liegenschaften, Verkehr und Friedhofswesen und des 

Haupt-, Finanz-, Dorf- und Wirtschaftsentwicklungsaus vom 19.02.2026 

Seite 4 

 

 

Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
1. Bauleitplanung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz/ 3. Änderung des 

Flächennutzungsplanes 2030 (Jordan's Untermühle);  
Frist: 13.03.2026  
Hier: Beteiligung der Gemeinden, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange an der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0008) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat in seiner Sitzung am 
12.04.2021 den Aufstellungsbeschluss zur 3. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 für 
den Bereich Jordan’s Untermühle in der Ortsgemeinde Köngernheim mit Begründung gefasst. 
Der Aufstellungsbeschluss wurde 28.01.2026 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Ziel der Planung ist die Zukunftsfähigkeit des bestehenden Betriebes zu gewährleisten, 
bestehende Arbeitsplätze zu sichern und neue Arbeitsplätze zu schaffen, soll das bisher nicht 
mit einem Bebauungsplan überplante Teil des Hotels planungsrechtlich gesichert werden 
sowie eine Erweiterung des Hotelgeländes um eine Fläche für Ferienhäuser samt 
Wasserflächen und eine Fläche für ein Lagergebäude erweitert werden. Hierzu sollen der 
Nutzung entsprechende Sondergebietsflächen ausgewiesen werden. 
 
Die 3. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 wird im Parallelverfahren mit dem 
Bebauungsplan Jordan’s Untermühle – Nordteil der Ortsgemeinde Köngernheim durchgeführt. 
 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat in seiner Sitzung am 
04.12.2025 den Vorentwurf zur 3. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 gebilligt und die 
Verwaltung beauftragt die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
durchzuführen. 
 
Als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 wird mit Planvorentwurf und Begründung 
unterrichtet und um Abgabe einer Äußerung, auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB gebeten.  
 
Anlage:  Planteil mit Begründung  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat hat die Planunterlagen zum Bauleitplanverfahren „3. Änderung des 
Flächennutzungsplans 2030 (Jordan’s Untermühle)“ im Verfahren der frühzeitigen 
Unterrichtung (§ 4 Abs. 1BauGB) zur Kenntnis genommen, sie beraten und fasst folgenden 
Beschluss.  
 
A)  
Der Gemeinderat beschließt die Billigung des Bauleitplanvorentwurfes und seiner Anlagen in 
der vorliegenden Fassung. Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Erstellung des 
Umweltberichtes gem. § 2 Abs. 4 BauGB werden nicht erhoben. 
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B) 
Der Gemeinderat beschließt folgende Anregungen, Hinweise und Bedenken vorzutragen. 
Nachfolgend aufgeführte Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Erstellung des 
Umweltberichtes gem. § 2 Abs. 4 BauGB sollen mit untersucht werden. 
(Diese sind in die Sitzungsniederschrift aufzunehmen).  
 
Beratung: 
 
Der 3. Beigeordnete erläuterte die BV und fragte, ob Anregungen seitens der 

Ausschussmitglieder zur Beschlussvorlage bestehen. Da keine Anregungen seitens des 

Gremiums kamen wurde nach der Variante A der Beschlussvorlage abgestimmt.  

Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag A): 

 

Abstimmungsergebnis Bauausschuss: 6 x Ja, 1 x Enthaltung, somit einstimmig 

angenommen. 

 

 
 
 
2. Ortsgemeinde Undenheim; Bauleitplanung der Ortsgemeinde Köngernheim; 

Bebauungsplan: Jordan's Untermühle - Nordteil 
Frist: 13.03.2026 
Hier: Beteiligung der Gemeinde, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange an der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0009) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Köngernheim hat in seiner Sitzung am 26.11.2025 den 
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan: „Jordan’s Untermühle - Nordteil“ mit Begründung 
und Umweltbericht gefasst. Der Aufstellungsbeschluss wurde 28.01.2026 gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB öffentlich bekannt gemacht. 
 
Ziel der Planung ist die Zukunftsfähigkeit des bestehenden Betriebes zu gewährleisten, 
bestehende Arbeitsplätze zu sichern und neue Arbeitsplätze zu schaffen, soll das bisher nicht 
mit einem Bebauungsplan überplante Teil des Hotels planungsrechtlich gesichert werden 
sowie eine Erweiterung des Hotelgeländes um eine Fläche für Ferienhäuser samt 
Wasserflächen und eine Fläche für ein Lagergebäude erweitert werden. Hierzu sollen der 
Nutzung entsprechende Sondergebietsflächen ausgewiesen werden. 
 
Der Bebauungsplan wird im Parallelverfahren mit der 3. Änderung des Flächennutzungsplan 
2030 durchgeführt. 
 
Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Köngernheim hat in seiner Sitzung am 26.11.2026 den 
Vorentwurf zum Bebauungsplan „Jordan’s Untermühle - Nordteil“ gebilligt und die Verwaltung 
beauftragt, die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB sowie der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 
 
Als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 wird mit Planvorentwurf und Begründung 
unterrichtet und um Abgabe einer Äußerung, auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB gebeten.  
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Anlage:  Planzeichnung mit Textl. Festsetzungen, Begründung und Faunistischer 

Untersuchung – Artenschutz  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat hat die Planunterlagen zum Bebauungsplan „Jordan’s Untermühle - Nordteil“ 
im Verfahren der frühzeitigen Unterrichtung (§ 4 Abs. 1BauGB) zur Kenntnis genommen, sie 
beraten und fasst folgenden Beschluss.  
 
A)  
Der Gemeinderat beschließt die Billigung des Bauleitplanvorentwurfes und seiner Anlagen in 
der vorliegenden Fassung. Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Erstellung des 
Umweltberichtes gem. § 2 Abs. 4 BauGB werden nicht erhoben. 
 
B) 
Der Gemeinderat beschließt, folgende Anregungen, Hinweise und Bedenken vorzutragen. 
Nachfolgend aufgeführte Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Erstellung des 
Umweltberichtes gem. § 2 Abs. 4 BauGB sollen mit untersucht werden. 
(Diese sind in die Sitzungsniederschrift aufzunehmen).  
 
Beratung: 
 
Der 3. Beigeordnete erläuterte die BV und fragte, ob Anregungen seitens der 

Ausschussmitglieder zur Beschlussvorlage bestehen. Da keine Anregungen seitens des 

Gremiums kamen wurde nach der Variante A der Beschlussvorlage abgestimmt.  

Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag A): 

 

Abstimmungsergebnis Bauausschuss: 6 x Ja, 1 x Enthaltung, somit einstimmig 

angenommen. 

 

 
 
 
3. Bebauungsplan "Am Spess, 5. BA" 

A) Billigung des Vorentwurfs (Stand: Dezember/Januar 2025/2026) 
B) Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 
1 BauGB sowie der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0006) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Der Gemeinderat der Ortsgemeinden Undenheim hat am 10.04.2025 den Beschluss zur 

Aufstellung des Bebauungsplans „Am Spess, 5. BA“ gefasst.  

Danach ist Ziel der Planung die Entwicklung einer Wohnbaufläche (WA) im direkten Anschluss 

an die in der Vergangenheit bereits realisierten Teilgebiete des Baugebietes AM SPESS.  

 

Die Ortsgemeinde UNDENHEIM möchte dringend benötigte Wohnflächen schaffen. Durch 

den weiterhin bestehenden Bedarf an Wohnraum sieht sich die Gemeinde in ihrer Attraktivität 
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als Wohnstandort bestätigt. Der 5. Bauabschnitt soll direkt angrenzend zum 4. BA umgesetzt 

werden. Die dafür vorgesehene Verkehrsinfrastruktur ist schon vorhanden und ermöglicht die 

direkte Verknüpfung an den Straßenverkehr. 

Bei den vorhandenen Bauabschnitte sind die Grundstücke an die Bewohnenden verkauft und 

beinahe komplett bebaut. Um auch künftig Bauplätze für die weitere Entwicklung der 

Gemeinde zur Verfügung stellen zu können, wird der 5. Bauabschnitt nun umgesetzt. 

Langfristig gesehen soll diese Entwicklung die städtebauliche Lücke zwischen der Raiffeisen-

Warenzentrale (RWZ) im Osten und der Bebauung an der Dr.-de-Millas-Straße im Westen 

schließen, wobei die parallel ausgebaute Ortsrandstraße „An der Römervilla“ hilft eine 

zusätzliche Verkehrsbelastung des Ortskerns zu vermeiden. 

 

Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist die Öffentlichkeit möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele 

und Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 

Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebiets in Betracht kommen, und die voraussichtlichen 

Auswirkungen der Planung öffentlich zu unterrichten; ihr ist Gelegenheit zur Äußerung und 

Erörterung zu geben. Der Vorentwurf zum Bebauungsplan mit der Begründung soll zu diesem 

Zweck im Internet veröffentlicht werden. Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die 

Planunterlagen öffentlich ausgelegt. Einzelheiten, insbesondere zur Dauer der 

Veröffentlichungs- und Stellungnahmefrist werden gemäß der Hauptsatzung rechtzeitig 

öffentlich bekannt gemacht.  

 

Anlage: 

 

Anlage 1 – Vorentwurf zum Bebauungsplan „Am Spess, 5.BA“ (Stand:  

       Dezember 2025, Planzeichnung, textliche Festsetzung und Begründung mit    

       Umweltbericht) 

 
Beschlussvorschlag: 
 

A) Der Ausschuss für Bauen, Liegenschaften, Verkehr und Friedhofswesen empfiehlt/der 

Gemeinderat billigt den Vorentwurf des Bebauungsplans „Am Spess, 5. BA“ in der Fassung 

vom Dezember/Januar 2025/2026 gemäß Anlage 1 (Planzeichnung, textliche 

Festsetzungen, Begründung mit Umweltbericht) und gibt diesen zur frühzeitigen Beteiligung 

frei.  

 

B) Der Ausschuss für Bauen, Liegenschaften, Verkehr und Friedhofswesen empfiehlt/der 

Gemeinderat beauftragt die Verwaltung, die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 

gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 

 
Beratung: 
 
Der 3. Beigeordnete erläuterte die Beschlussvorlage und fragte, ob Anregungen seitens der 

Ausschussmitglieder zur BV bestehen. Seitens des Ausschusses gab es folgende 

Ergänzungen zum Beschlussvorschlag A: 
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Textliche Festsetzungen ergänzen: 

 

Teil A  

Punkt 5: Es ist zu prüfen, dass die Nebenanlagen die gleichen Größenangaben sind, wie die 

Nebenanlagen im Spess4.  

Punkt 10: Die öffentlichen Grünflächen/Gehölzstreifen und der Pflegeweg dürfen nicht bebaut 

werden. Diesen Sachverhalt eindeutig formulieren.  

  

Teil B  

Punkt 1.1 Da in dem Baugebiet keine Flachdächer zugelassen sind ist die Beschreibung so 

abzuändern, dass das Flachdach herausgestrichen werden muss bzw. so formuliert werden, 

dass es nur für Garagen gilt. Dient der Klarstellung.  

  

Teil C Seite 2  

Punkt 7. Dritter Abschnitt. Hier ist die Forderung: Das Niederschlagswasser muss in Zisternen 

zur Nutzung gespeichert werden.  

 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag A) inkl. der Ergänzungen:  

 

Teil A  

Punkt 5: Es ist zu prüfen, dass die Nebenanlagen die gleichen Größenangaben sind, wie die 

Nebenanlagen im Spess4.  

Punkt 10: Die öffentlichen Grünflächen/Gehölzstreifen und der Pflegeweg dürfen nicht bebaut 

werden. Diesen Sachverhalt eindeutig formulieren.  

  

Teil B  

Punkt 1.1 Da in dem Baugebiet keine Flachdächer zugelassen sind ist die Beschreibung so 

abzuändern, dass das Flachdach herausgestrichen werden muss bzw. so formuliert werden, 

dass es nur für Garagen gilt. Dient der Klarstellung.  

 

 
Teil C Seite 2  

Punkt 7. Dritter Abschnitt. Hier ist die Forderung: Das Niederschlagswasser muss in Zisternen 

zur Nutzung gespeichert werden.  

 

Abstimmungsergebnis Bauausschuss: 7 x Ja, 0 x Enthaltung, somit einstimmig 

angenommen. 

 

 

Beschluss laut Beschlussvorschlag B): 

Abstimmungsergebnis Bauausschuss: 7 x Ja, 0 x Enthaltung, somit einstimmig 

angenommen. 
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4. Sachstand zur Sanierung der festgestellten Mängel an den Urnenstelen-

Fundamenten auf dem Friedhof Undenheim 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0012-1) 

 
Unterrichtungsvorlage: 
 
Auf Grundlage des geotechnischen Untersuchungsberichts der Fa. Geotechnik-Team Mainz 
GmbH ist davon auszugehen, dass unterhalb der bestehenden Fundamente Hohlräume bzw. 
nicht ausreichend tragfähige Bodenzonen vorhanden sein können, die die festgestellten 
Setzungen und Schiefstellungen verursacht haben. 
 
Zur Vorbereitung der Sanierung hat die Bauverwaltung drei Fachfirmen um Angebote gebeten, 
um Hohlräume unter den Fundamenten zu verfüllen und den Baugrund für die Urnenstelen 
dauerhaft zu stabilisieren. 
 
Weiteres Vorgehen: Nach Eingang der Angebote werden diese durch die Bauverwaltung 
einer fachtechnischen und wirtschaftlichen Prüfung unterzogen. Im Anschluss wird dem 
zuständigen Gremium ein entsprechender Vergabevorschlag zur Beschlussfassung vorgelegt, 
um eine zeitnahe Beauftragung und Durchführung der Stabilisierungsmaßnahmen zu 
gewährleisten. 
 
Parallel dazu wird die Verwaltung, sobald die konkrete Schadenssumme auf Basis der 
vorliegenden Angebote beziffert werden kann, die Schadensmeldung bei der zuständigen 
Versicherung einreichen. Hierbei wird die Bauverwaltung anstreben, den entstandenen 
Schaden als Eigenschaden anzumelden, um eine Kostenübernahme bzw. Entschädigung 
durch den Versicherer zu erwirken und die finanzielle Belastung für den Haushalt zu 
minimieren. 
 
Um die weitere Vorgehensweise und die Kostenübernahme durch die Ortsgemeinde bei 
Nichtleistung der Versicherung zu verstehen, ist es wichtig, die Rolle der 
Verbandsgemeindeverwaltung rechtlich richtig einzuordnen. 
 
Die Ortsgemeinde Undenheim bedient sich der Verbandsgemeindeverwaltung, um ihre 
Beschlüsse umzusetzen. Dies nennt man Organleihe. Im konkreten Fall bedeutet das: Der 
Mitarbeiter der VG, der die Angebote eingeholt und die Maßnahme umgesetzt hat, handelte 
rechtlich gesehen als der „verlängerter Arm“ der Ortsgemeinde. Jeder fahrlässige Fehler des 
VG Mitarbeiters wird rechtlich so bewertet, als wäre dieser Fehler der Ortsgemeinde 
unterlaufen. 
 
Es stellt sich natürlich die Frage: „Warum muss die Ortsgemeinde Undenheim den Schaden 
bezahlen, wenn der Fehler beim VG-Mitarbeiter lag?“ 
 
Hier greift das Prinzip der Haftungsbeschränkung innerhalb der kommunalen Familie. 
Die Schicksalsgemeinschaft: Da die Ortsgemeinde über die VG-Umlage die Verwaltung 
finanzieren, würde eine Klage gegen die VG im Endeffekt bedeuten, dass die Ortsgemeinde 
sich selbst und die anderen Ortsgemeinden belasten. Ein Schadensersatz ist daher 
systembedingt meist ausgeschlossen. 
 
Da es sich um keinen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit handelte, trägt der finanzielle 
Schaden für die Stabilisierung, den Abriss und Neubau des Fundaments die Ortsgemeinde 
Undenheim. 
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Der Ortsbürgermeister hat für die Beseitigung des Schadens Gefahr in Verzug angemeldet. 
Dies ist aus folgenden Gründen gerechtfertigt und erfordert das sofortige Handeln, sobald die 
neuen Angebote vorliegen: 
Das instabile Fundament kann weiter abrutschen, Risse im umgebenden Erdreich 
verursachen oder im schlimmsten Falle zu einem Umkippen der Stelen führen. 
Insbesondere durch negative Witterungseinflüsse (Regen, Frost) kann das Erdreich weiter 
aufweichen und den Schaden vergrößern. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläuterte kurz den Sachstandsbericht, welcher zur Kenntnis des 
Ausschusses verteilt wurde. Seitens Hr. Krebs wurde nochmals auf sein Schreiben vom 
04.11.2025 zum Protokoll vom 21.8.2025 verwiesen.  

 
 
 
 
5. Nutzungsvereinbarungen über die Nutzung von Räumen der alten Umkleide des 

VFR Undenheim 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0013) 

 
Der Tagesordnungspunkt wurde vor der Sitzung von der Tagesordnung abgesetzt.  
 
 
 
 
6. Variantenentscheid Gestaltung Georg-Wiegand-Will-Platz 

(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0010) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Ortsgemeinde Undenheim hat das Architekturbüro Schweitzer mit einer 
Machbarkeitsstudie zur Neugestaltung des Georg-Wiegand-Will-Platzes beauftragt. 
 
Innerhalb dieser Studie wurden 5 Varianten entwickelt und den Ausschüssen Haufi/Bau, dem 
Arbeitskreis Georg-Wiegand-Will-Platz und interessierten Bürgern von den Architekten in drei 
Abendveranstaltungen jeweils vorgestellt und beraten. Auf der Grundlage dieser Gespräche 
und Beratungen wurden vom Architekturbüro in Zusammenarbeit mit der Gemeindeverwaltung 
zwei Varianten entwickelt die sich herauskristallisiert haben. 
 
Die Varianten a) und b) aus der Anlage werden hiermit im Rahmen eines 
Grundsatzbeschlusses den Ausschüssen zur Empfehlung und dem Gemeinderat zur 
Abstimmung vorgelegt. 
 
 
Im Haushalt stehen für die Planung 80.000,- € zur Verfügung, für die Ausführung sind 1,5 
Millionen € eingestellt. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen, der Gemeinderat beschließt die folgende Variante Nr. ______ zur 
Neugestaltung des Georg-Wiegand-Will-Platzes. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 060/11420-048420-3-6 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 80.000,- € zur Verfügung. 

 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläuterte die Beschlussvorlage und die Historie zur Entstehung der 

verschiedenen Varianten der Machbarkeitsstudie. Nach einer intensiven Diskussion im 

Gremium wurde folgende Empfehlung ausgesprochen: 

 
Beschluss: 
 
Für die Variante 6A gab es folgendes Ergebnis: 

Abstimmungsergebnis Bauausschuss: 0 x Ja, 3 x N, 4 x Enthaltung 

Abstimmungsergebnis HauFi: 0 x Ja, 7 x N, 1 x Enthaltung 

 

 

Für die Variante 6B gab es folgendes Ergebnis: 

Abstimmungsergebnis Bauausschuss: 4 x Ja, 0 x N, 2 x Enthaltung 

Abstimmungsergebnis HauFi: 5 x Ja, 2 x N, 1 x Enthaltung 

 
 
 
 
 
7. Vollzug des Landesstraßengesetzes für Rheinland-Pfalz (LStrG); 

Hier: Entwidmung von Gemeindestraßen nach § 36 LStrG; Konkret: Flur 1, Nr. 
222/4 und Teilfl. 221/2 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0007) 

 
Der Tagesordnungspunkt wurde vor der Sitzung von der Tagesordnung abgesetzt.  
 
 
 
8. Undenheim-Mischgebiet südl. Schott - Ausschreibung und Vergabe der 

Tiefbauarbeiten 
(Vorlagen-Nummer: 060/2026/0005) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Im Rahmen der Erschließung des Mischgebiets südlich des ehemaligen Raiffeisengeländes in 
der Gemeinde Undenheim wurde in der Sitzung des Gemeinderats am 13.10.2022 die 
Straßenplanung beschlossen. Gleichzeitig erfolgte die Beauftragung des Planungsbüros 
Hendel + Partner mit den Ingenieurleistungen für den Straßenbau sowie die Kanalisation. 
 
Auf Grundlage der abgeschlossenen Verträge hat das Planungsbüro Hendel + Partner 
inzwischen das Leistungsverzeichnis für die im Rahmen der Erschließung erforderlichen 
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Tiefbauarbeiten erstellt und die Ausschreibungsunterlagen vorbereitet. Diese liegen nun zur 
weiteren Beratung und Entscheidung vor. 
 
Die voraussichtlichen Erschließungskosten für die Maßnahme belaufen sich nach derzeitigem 
Stand auf ca. 250.000 €. Der Haushaltsplan für das Jahr 2026 ist derzeit noch nicht aufgestellt 
und genehmigt. Aus diesem Grund kann die Ausschreibung der Tiefbauarbeiten im Rahmen 
der Erschließung erst nach Vorliegen eines genehmigten Haushalts erfolgen. 
 
Zur Fortführung der Erschließungsmaßnahme ist die Freigabe des Leistungsverzeichnisses 
sowie die Ermächtigung der Verwaltung zur Durchführung der Ausschreibung erforderlich. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen, der Gemeinderat beschließt: 
 

1. Die Freigabe des vom Planungsbüro Hendel + Partner erstellten 
Leistungsverzeichnisses für die im Rahmen der Erschließung des Mischgebiets südlich 
des ehemaligen Raiffeisengeländes erforderlichen Tiefbauarbeiten sowie die 
Ermächtigung der Verwaltung zur Durchführung der Ausschreibung und zur 
Beauftragung des wirtschaftlichsten Angebots. 

2. Die Ausschreibung und die Beauftragung erfolgen unter dem Vorbehalt eines 
genehmigten Haushaltsplans. 

 
Beratung: 
 
Der 3. Beigeordnete erläuterte die Beschlussvorschlage und fragte, ob Anregungen seitens 

der Ausschussmitglieder zur BV bestehen. Seitens des Ausschusses wurde moniert, dass die 

Ausschreibungsunterlagen nicht vorliegen wie in der Sachdarstellung angegeben. Die 

Verwaltung wird diese Unterlagen zur Ratssitzung nachreichen. 

Über beide Abstimmungspunkte wurden gemeinsam abgestimmt.  

Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag: 
 
Abstimmungsergebnis Bauausschuss: 6 x Ja, 0 x N, 1 x Enthaltung 

Abstimmungsergebnis HauFi: 5 x Ja, 0 x N, 3 x Enthaltung 

 
 
 
 
9. Mitteilungen  

 
Keine Mitteleilungen  
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10. Anfragen  

 
Ein Ausschussmitglied wollte wissen, wann der Behelfsweg zur Römervilla ausgebaut wird. 

Dies soll im Rahmen der Erschließung des Gewerbegebietes geschehen. 

Weiterhin wurde noch darauf hingewiesen, dass das Gutachten für den Batterieraum (DGH) 

noch nicht verteilt wurde. Das Gutachten wird nachgereicht. 

Ein Ausschussmitglied fragte an, ob der Personalcontainer der KITA-Arche-Noah auch für die 

Volkshochschule nutzbar ist. Thema wird geklärt. 

 
 
 
 
Nach dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  
 
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  

 
Aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung: Der Vorsitzende gibt bekannt, dass im 
nichtöffentlichen Teil bei einem TOP eine Vertragsentscheidungen getroffen und auf ein 
Vorkaufsrecht der Gemeinde verzichtet wurde. 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Hans-Thomas Zimmerer Holger Kröhler 
Ortsbürgermeister 3. Beigeordneter und 

Ausschussmitglied 
 
 
 


